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Gesetzesbeschluss
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Umsetzung der EU-Mobilitäts-Richtlinie

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 136. Sitzung am 12. November 2015

aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Arbeit

und Soziales – Drucksache 18/6673 – den von der Bundesregierung

eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der EU-Mobilitäts-Richtlinie

– Drucksache 18/6283 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 18.12.15

Erster Durchgang: Drs. 346/15



1. Artikel 3 wird wie folgt gefasst:

‚Artikel 3

Änderung des Gesetzes zur Modernisierung der Finanzaufsicht über Versicherungen

Das Gesetz zur Modernisierung der Finanzaufsicht über Versicherungen vom 1. April
2015 (BGBl. I S. 434), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 2. November 2015
(BGBl. I S. 1684) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 1 werden nach § 236 Absatz 2 die folgenden Absätze 2a und 2b eingefügt:

„(2a) Bei Zusagen im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Betriebsrentengesetzes
können Pensionsfonds lebenslange Zahlungen als Altersversorgungsleistungen abwei-
chend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 erbringen, wenn

1. die zuständigen Tarifvertragsparteien zustimmen,

2. der Pensionsplan eine lebenslange Zahlung sowie eine Mindesthöhe dieser lebens-
langen Zahlung (Mindesthöhe) zur Auszahlung des nach § 1 Absatz 2 Nummer 2
des Betriebsrentengesetzes zur Verfügung zu stellenden Versorgungskapitals vor-
sieht,

3. eine planmäßige Verwendung dieses Versorgungskapitals sowie der darauf entfal-
lenden Zinsen und Erträge für laufende Leistungen festgelegt ist und

4. der Pensionsfonds die Zusage des Arbeitgebers nachweist, selbst für die Erbrin-
gung der Mindesthöhe einzustehen, und die Zustimmung der Tarifvertragsparteien
nach Nummer 1 der Aufsichtsbehörde vorlegt.

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(2b) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung im Fall des Absatzes 2a nähere Bestimmungen zu erlassen zu

1. einer Auszahlungsbegrenzung des Pensionsfonds für den Fall, dass der Arbeitge-
ber die Mindesthöhe zu erbringen hat,

2. Vorschriften für die Ermittlung und Anpassung der lebenslangen Zahlung sowie
für die Ermittlung der Mindesthöhe,

3. Form und Inhalt der Zusage des Arbeitgebers, selbst für die Erbringung der Min-
desthöhe einzustehen, sowie des Nachweises dieser Zusage.

Die Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen
werden. Diese erlässt die Vorschriften im Benehmen mit den Versicherungsaufsichts-
behörden der Länder. Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen nicht der
Zustimmung des Bundesrates.“

2. Artikel 2 Absatz 17 Nummer 4 wird aufgehoben.‘

2. Artikel 4 wird wie folgt gefasst:

„Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Januar 2018 in Kraft. Artikel 1
Nummer 7 und Artikel 3 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.“
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